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Erster Teil 

Einführung 

§ 1 Probleme der Überwachung im Umweltrecht 

J. Das Vollzugsdefizit im Umweltrecht und seine Ursachen 

Als Beginn des modernen Umweltschutzes in der Bundesrepublik 
Deutschland wird gemeinhin die Vorlage des Umweltprogramms der 
Bundesregierung im Jahre 1971 angesehen. 1 Die damit eingeleitete Ent-
wicklung fand wohl ihren vorerst letzten Höhepunkt. in der Aufnahme 
des Staatsziels "Umweltschutz" in Art. 20a des Grundgesetzes mit Ge-
setz vom 27.10.1994. 2 Bei allem Streit um das Für und Wider einer sol-
chen Staatszielbestimmung3 wurde bei der Diskussion um diese Initiative 
jedenfalls deutlich, welches Gewicht dem Umweltschutz mittlerweile 
von allen Seiten eingeräumt wird. Beweggrund der Gegner einer solchen 
Normierung war nicht etwa eine befürchtete Überbetonung des Umwelt-

1 Statt vieler Kloepfer, Umweltrecht, 1989, § 1 Rn. 16; Kloepfer, Zur Ge-
schichte des deutschen Umweltrechts, 1994, S. 98 f. 

2 BGBL I S. 3146. 

3 Positiv Peters, Praktische Auswirkungen eines im .Grundgesetz verankerten 
Staatsziels Umweltschutz, NuR 1987, S. 293 ff.; abwägend Kloepfer, Umwelt-
schutz und Verfassungsrecht, DVBl. 1988, S. 305, 314 ff.; Kloepfer, Um-
weltrecht, § 2 Rn. 24; ablehnend Rupp, Ergänzung des Grundgesetzes um eine 
Vorschrift über den Umweltschutz ?, DVBl. 1985, S. 990 ff.; Rauschning, Auf-
nahme einer Staatszielbestimmung über Umweltschutz in das Grundgesetz, DÖV 
1986, S. 489 ff.; H. Klein, Staatsziele im Verfassungsgesetz - Empfiehlt es sich, 
ein Staatsziel Umweltschutz in das Grundgesetz aufzunehmen?, DVBl. 1991, S. 
729, 736 ff.; Murswiek, Umweltschutz - Staatszielbestimmung oder Grundsatz-
norm, ZRP 1988, S. 14 ff.; vgl. auch Hoppe/Beckmann, Umweltrecht, 1989, § 4 
Rn. 9 ff. m.w.N. 
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schutzes, sondern gerade die zu erwartende Wirkungslosigkeit der Re-
gelung.· 

Von allen durch diese Entwicklung Betroffenen wird mittlerweile die 
Wichtigkeit des Umweltschutzes betont und das Bekenntnis dazu be-
kräftigt.' So wurde von der Bundesregierung 1984 der Schutz der Um-
welt nach der Sicherung des Friedens als die wichtigste Aufgabe unserer 
Zeit bezeichnet.6 Vor allem der Gesetzgeber reagierte dieser Bewertung 
entsprechend und erließ Normen mit umweltrechtlichem Bezug zur Ver-
folgung umweltpolitischer Ziele in einem kaum noch zu überschauenden 
Umfang.' Die allgemeine Zufriedenheit mit dem vermehrten Schutz der 
Umwelt durch gesetzliche Regelungen wich jedoch bald der Erkenntnis, 
daß allein die Verstärkung der Gesetzgebungstätigkeit nicht zur ange-
strebten Verbesserung des Umweltschutzes führte. In der politischen 
Debatte über Erfolge des Umweltgesetzgebers wurde der Fehler began-
gen, nur über die Normen selbst zu streiten, und nicht darüber, ob die 

4 Vgl. Murswiek, Umweltschutz - Staatszielbestimmung oder Grundsatznorm, 
ZRP 1988, S. 14, 17 f.; Rauschning, Aufnahme einer Staatszielbestimmung über 
Umweltschutz in das Grundgesetz, DÖV 1986, S. 489, 492 f.; vgl. dazu auch 
Becker, Die Berücksichtigung des Staatsziels Umweltschutz beim Gesetzesvoll-
zug, DVBI. 1995, S. 713 m.w.N. 

, V gl. etwa seitens der Wirtschaft Bundesverband der Deutschen Industrie 
(BDI), Thesen zur Umweltpolitik, August 1990; Internationale Handelskammer 
(ICC) , Umweltschutz-Leitlinien für die internationale Wirtschaft, Publ.Nr. 435, 
1984; Daimler-Benz AG, Leitsätze für den Umweltschutz im Daimler-Benz-
Konzern, 1993; seitens der Politik Bundesumweltministerium, Umwelt 1994 -
Politik für eine nachhaltige, umweltgerechte Entwicklung. August 1994, S. 8 f.; 
Ministerium für Umwelt. Raumordnung und Landwirtschaft des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Umweltverwaltung 2000 des Landes Nordrhein-Westfalen, 
maschinenschriftliche Fassung, Januar 1993, S. 1; vgl. dazu auch Kloepfer, 
Umweltschutz und Verfassungs recht, DVBI. 1988, S. 305. 

6 zitiert nach Kimminich, Art. "Umweltverfassungsrecht" in: HdUR, Sp. 2463. 
, Vgl. Reinhardt, Die Überwachung durch Private im Umwelt- und Tech-

nikrecht, AöR 118 (1993), S. 617, 618 m.w.N; Lorenz, Vollzugsdefizite im 
Umweltrecht, UPR 1991, S. 253, 255; Lübbe-Wolff, Vollzugsprobleme der Um-
weltverwaltung, NuR 1993, S. 217, 225; Kloepfer u.a., Umweltgesetzbuch, 
Allgemeiner Teil, 2. Aufl. 1991, 1; Schink, Vollzugsdefizite im kommunalen 
Umweltschutz, ZUR 1993, S. 1, 5; BenderiSparwasser/Engel, Umweltrecht, 3. 
Aufl. 1995, Teil 1 Rn. 97; Drucksache der Bürgerschaft Hamburg 9/1405, 11.; 
Ministerium für Umwelt. Raumordnung und Landwirtschaft des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Umweltverwaltung 2000 des Landes Nordrhein-Westfalen, S. 2 
und 4. 
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Gesetze möglichst schnell zum Ziel ruhrten.a Man mußte erkennen, daß 
die mit der Umweltgesetzg~bung verfolgten Ziele aufgrund bestimmter, 
als Restriktionen wirkender Bedingun~en des Vollzuges nicht in dem 
angestrebten zeitlichen und materiellen Umfang realisiert werden konn-
ten. Für diesen Zustand entwickelte sich der Begriff des Vollzugsdejizi-
tes. 9 

Das Auseinanderklaffen der tatsächlichen Wirkungen von Rechtsnor-
men und ihren erklärten Zielen ist nirgendwo so extrem wie im Umwelt-
bereich. 1O Daher war die Ermittlung der Ausmaße des Vollzugsdefizites 
im Umweltrecht und der Gründe rur diese Erscheinung Inhalt zahlreicher 
wissenschaftlicher Abhandlungen. 1I 

Als Ausgangspunkt der Problematik des Vollzugsdefizites wurde dabei 
das Fehlen eines vorrangigen eigenen Vollzugsinteresses beim Voll-
zugsadressaten ausgemacht. 12 Adressaten der umweltrechtlichen Rege-
lungen sind in erster Linie wirtschaftlich ausgerichtete Unternehmen. 
Die Realisierung von gesetzlich vorgeschriebenen Umweltstandards 
bedeutet rur diese Unternehmen zumeist die Autbürdung nicht unerheb-
licher Kostenbelastungen. Im Spannungsfeld zwischen Gewinnerzielung 
und Schutz der Umwelt besteht beim Vollzugsadressaten somit zwangs-
läufig die Tendenz zu einer Nicht- oder nur Teilbefolgung des vom Ge-

8 Lahl, Das programmierte Vollzugsdefizit - Hintergründe der aktuellen De-
Regulierungsdebatte, ZUR 1993, S. 249; vgl. auch Bülow, in: Ben-
da/Maiho[eriVogel, Handbuch des Verfassungsrechts, 2. Aufl. 1994, § 30 Rn. 
64; Schink, Vollzugsdefizite, ZUR 1993, S. 1,7 f. 

9 Der Begriff wurde wesentlich geprägt durch das Umweltgutachten 1974, BT-
Drs. 7/2802, Rn. 660. Vgl. im übrigen zum Begriff Hucke/Wol/mann, Art. 
"Vollzug des Umweltrechts" in: HdUR, Sp. 2694; Lübbe-Wolff, Vollzugspro-
bleme, NuR 1993, S. 217. 

10 Lahl, Vollzugsdefizit, ZUR 1993, S. 249. 
11 Maßstabsetzend Mayntz, Vollzugsprobleme der Umweltpolitik, 1978; vgl. 

aber auch Winter, Das Vollzugsdefizit im Wasserrecht, 1975; Wittkäm-
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